
Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. 06. 2005 (BGBI. I S. 1818), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 20.06.2005 (GVBI. I S. 434), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.09.2005 (GVBl. I S. 662), 
Hess. Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S.142), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17.10.2005 (GVBl. I S.673, 686) 
 
 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung  

2.6 Eingriffsminimierende, grünordnerische und landespflegerische Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
20 und § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB: 

 Kfz- und Fahrradstellplätze sind in wasserdurchlässiger Weise zu befestigen. Stellplatzzu- und 
Stellplatzumfahrten, Lagerflächen und Anlieferungsbereiche innerhalb des Sondergebietes sind hier-
von nicht erfasst. 

 
2.6.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB gilt: 

Gemäß Darstellung der Plankarte gilt es entlang der nördlichen, westlichen und östlichen Grund-
stücksgrenze Anpflanzungen standortgerechter Bäume und Sträuchern vorzunehmen. 1 Baum (2. 
Ordnung) je 20m², 1 Strauch je 2m².  
Ausnahme: Im Bereich von Brandschutztüren und Fluchtwegen kann von einer Bepflanzung abge-
sehen werden. 
Im Bereich der Lärmschutzwand sind in den Anpflanzungsflächen Fundamente und Gründungsele-
mente zulässig. Im Bereich des östlichen Pflanzstreifens können die dargestellten Baumanpflan-
zungen um 5m verschoben werden, sofern dies durch die Platzierung von Stützmauern und Contai-
nerplätzen erforderlich wird. Pro Baum ist eine mindestens 2 x 2m durchwurzelbare Bodenfläche 
herzustellen. 
 

2.6.2 Je 4 Stellplätze gilt es einen Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten. Die unter 2.6.1 vorzuneh-
menden Anpflanzungen sowie gemäß Darstellung Plankarte können ausnahmsweise angerechnet 
werden. 

 
 
2.7 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB gilt für das Sondergebiet: 
 
2.7.1 Gemäß Darstellung Plankarte ist entlang der östlichen Grundstücksgrenze im Sondergebiet eine 

Lärmschutzwand mit einer Mindesthöhe von 4,5 m über Parkplatzniveau, Bezugspunkt 319,84m ü. 
NN1) und entlang der westlichen Grundstücksgrenze eine Lärmschutzwand mit einer Mindesthöhe 
von 2,0 m über Geländeoberfläche (gemittelt) im Bereich der Parzellen 7519/11, 7519/10 und 7519/9 
anzulegen. 
Die Lärmschutzwand ist jeweils zu begrünen. 
1)Ausnahme: Sofern das Parkplatzniveau über dem angegebenen Bezugspunkt errichtet wird, je-
doch max. nur 320,34m ü. NN, gilt es die Lärmschutzwand mit einer Mindesthöhe von 4,5m über 
dem neuen Niveau zu errichten. 
 

2.7.2 Die Geräuschemissionen von Kühl- und Lüftungsanlagen sowie von der Heizungsanlage werden bei 
mittiger Lage auf dem Dach des Verkaufsgebäudes des Marktes in der Summe auf einen Schallleis-
tungspegel LW A (nach DIN 45635) von 70 dB(A) begrenzt. 

 
 
2.8 Die nach § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Böschungen, 

Stützmauern und Abgrabungen haben die Angrenzer auf ihren Grundstücken zu dulden und zu ges-
tatten, soweit diese nicht innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen angelegt werden können.  

 
 
2.9 Artenauswahl des Pflanzgutes und Pflanzabstände: 
 

 Bäume 2.Ordnung 
 Acer campestre - Feldahorn 
 Carpinus betulus  -  Hainbuche 
 Prunus avium - Vogelkirsche 

 Sorbus aucuparia -  Vogelbeere 
 Tilia platyphyllos  - Sommerlinde 
 sowie bewährte standortgerechte einheimische Obstbaumsorten 
 

 Sträucher  
 Cornus sanguinea  - Roter Hartriegel 
 Corylus avellana  -  Hasel 
 Crataegus monogyna und laevigata  - Weißdorn 
 Euonymus europaea  -  Pfaffenhütchen 
 Lonicera xylosteum  -  Heckenkirsche 
 Ribes sanguineum - Blut-Johannisbeere  
 Ribes alpinum - Alpen-Johannisbeere  
 Ribes aureum - Gold-Johannisbeere 
 Rubus fruticosus agg.  -  Brombeere 
 Sambucus nigra  - Schw. Holunder 
 Vibrunum lantana -  Wolliger Schneeball 
 Viburnum opulus  - Gew. Schneeball 
 

 Kletterpflanzen 
 Clematis vitalba - Gem. Waldrebe  
 Hedera helix - Efeu  
 Humulus lupulus - Hopfen 
 Lonicera caprifolium - Geißblatt 
 Parthenocissus  
 tricuspidata "Veitchii" - Wilder W ein  
 Polygonum aubertii - Schlingknöterich 
 Rosa div. spec.        -   Kletterrosen 
 Wisteria sinensis        -   Blauregen 
 

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hess. Nachbarschaftsgesetz wird verwie-
sen.  

 
 
 
 
 
 
3 Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetz ungen gemäß § 9(4) 

BauGB i.V.m. § 81 HBO – Integrierte Orts- und Gesta ltungssatzung)  
 
3.1 Dachfarbe, Dachform und Dachneigung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO: 

Zulässig sind für das Hauptdach Sattel-, Shed-, Zwerch- und Tonnendächer sowie versetzte und ge-
genläufige Pultdächer mit einer Dachneigung von 7°- 25°.  
Für Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO und untergeordnete Dächer sind abweichende Dachnei-
gungen (0-45°) zulässig.  
Die Dacheindeckung des Hauptdaches hat in schwarz, anthrazit oder roten Farbtönen zu erfolgen. 
Solar- und Fotovoltaikanlagen sind ausdrücklich zulässig. 
 
 

3.2 Werbeanlagen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO: 
Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Firsthöhe nicht überschreiten. 
Die maximale Schrifthöhe für Werbeanlagen beträgt 1,5m. 
Lichtwerbungen in Form von Blink- oder Lauflichtern sind unzulässig.  
Werbepylone sind innerhalb der Parkplatzflächen bis zu einer Höhe von 5,0m über Oberkante Geh-
weg Weilburger Straße zulässig. 

3.3 Gestaltung der Einfriedungen und Begrünung der Sammelcontainer gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO: 

 
Für das Sondergebiet gilt:  
Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedungen aus Holz oder Metall bis zu einer Höhe von 
2,0 m (über dem Niveau des östlich angrenzenden Feldweges bzw. Erschließungsstraße - Flst. 
9268/1) zzgl. nach innen abgewinkeltem Übersteigschutz und in Verbindung mit einheimischen, 
standortgerechten Laubsträuchern oder Kletterpflanzen. 
Sammelcontainer für den im Bereich der Einzelhandelsbetriebe anfallenden Abfall und Wertstoffre-
cycling sind mit standortgerechten, einheimischen Laubgehölzen gemäß Artenliste 2.9 zu bepflan-
zen. 

 
 
3.4 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO: 

Mind. 80% der Grundstücksfreiflächen sind als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. Davon 
sind mind. 50% mit standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen.  
Ausnahme: Im Bereich von Brandschutztüren und Fluchtwegen kann von einer Bepflanzung abge-
sehen werden. 
 
 
 
 
 
 

4 Nachrichtliche Übernahme (§ 9(6) BauGB) und Hinwe ise  
 
4.1 Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinset-

zungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste ent-
deckt werden können. Diese sind nach § 20 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu mel-
den. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis 
zu einer Entscheidung zu schützen (§ 20, Abs. 3 HDSchG). 
Bei sofortiger Meldung ist in der Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rechnen. Die 
mit den Erdarbeiten Betrauten sind entsprechend zu belehren. 
 

 
Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke mit dem Nachweis des 
Liegenschaftskatasters vom ................................. übereinstimmen. 
 
Usingen, den .............................. 
                                                                                Amt für Bodenmanagement 
                                                                                Im Auftrag: 
 
                                                                                ………………………………….. 
                                              Siegel                        ( Unterschrift ) 
 

Übersichtskarte (Maßstab 1: 25.000) 

2  Textliche Festsetzungen BauGB / BauNVO  
 
2.0 Für den räumlichen Geltungsbereich gilt: 

Entgegenstehende textliche Festsetzungen und zeichnerische Darstellungen der Bebauungspläne 
„Weilburger Straße“ und „Auf dem Bubenstück“ werden durch den Bebauungsplan „Auf dem Buben-
stück, 2. Änderung: Sondergebiet großflächiger Einzelhandel“ aufgehoben. 

 
 
2.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 3 BauNVO: 
 
2.1.1 Innerhalb des Sondergebietes sind großflächige Einzelhandelsbetriebe zulässig: 

 1. Lebensmitteleinzelhandel (incl. Bäcker und Metzger) mit einer Gesamtverkaufsfläche (VK) von 
max. 1500 m². 

 2. Getränkemarkt mit einer Gesamtverkaufsfläche (VK) von max. 500m². 
 
2.1.2 Die angegebene max. Verkaufsfläche (VK) gilt nicht nur für ein Gebäude, sondern auch für mehrere 

Läden in mehreren Gebäuden. Verkaufsflächen sind alle zum Zwecke des Verkaufs den Kunden zu-
gängliche Flächen – einschl. der Gänge, Kassenzonen, Standflächen für Einrichtungsgegenstände 
und Schaufenster. 

 
 
2.2  Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO gilt für das Sondergebiet:  
 Stellplätze sind in den gekennzeichneten Bereichen und innerhalb und außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig, Ausnahme: Anpflanzungsflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB.  
 
 
2.3 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO gilt für das Sondergebiet: 
 Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie 

von Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO einschließlich Lkw-Zufahrt nur bis zu einer GRZ von 0,8 
überschritten werden. Gemäß § 19 Abs.4 Satz 3 BauNVO wird abweichend bestimmt, das eine Ü-
berschreitung im geringfügigen Ausmaß (bis 0,9) für wasserdurchlässig befestigte Stellplätze zuläs-
sig ist.  

 
 
2.4 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 Abs. 3 BauNVO gilt für das Sondergebiet: 

 Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in Geschossen, die 
keine Vollgeschosse i.S. der HBO sind, einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und 
einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechen. 

 
 
2.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie 

Flächen für Maßnahmen, die als Ausgleich den zu erwartenden Eingriffen im Plangebiet gemäß § 9 
Abs. 1a BauGB zugeordnet werden: 

 
2.5.1 Sammelmaßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 9 Abs. 1a Nr. 3 BauGB zum Ausgleich künfti-

ger Eingriffe: 
 

Dem Eingriff werden 38.340 Punkte aus der Ökokontomaßnahme „Renaturierung und Entfichtung 
eines Quellarmes des Arnsbachs am Pfingstborn“, Stadtwald Abt. 620 / Gemarkung Merzhausen 
zugeordnet.  

 
4.2 Die Netzdienste Rhein-Main verfügt im ausgewiesenen Geltungsbereich über erdverlegte Gasleitun-

gen. Der Supermarkt Weilburger Str. 34 ist über einen Gashausanschluss an das bestehende leis-
tungsstarke Gasmitteldrucknetz in Usingen angeschlossen. Bei einer Erweiterung des Marktes sind 
jederzeit kurzfristig Leistungserhöhungen möglich. 
Diese Leitungen dürfen nicht überpflanzt oder überbaut werden. 
Bei Bepflanzungen ist beidseitig der Rohrachse ein Abstand von 2,5 m zu halten oder es müssen 
andere Wurzelschutzvorkehrungen nach DVWG GW 125 getroffen werden. 

 
 
4.3 Süwag Netzservice GmbH weist auf vorhandene Erdkabel ihres Stromversorgungsnetzes, sowie die 

allgemein jeweils gültigen Bestimmungen, Vorschriften und Merkblätter (VDE, DVGW, Merkblätter 
über Baumanpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen usw.) hin. 

 
 
 
 
 
 

 
AUFSTELLUNG 
 
Aufstellungsbeschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung gem. § 2 (1) BauGB vom 20.06.2005.  
 
Usingen, den .......................... 
                           
                     (Siegel) 
                                                                                                                         
........................................ 
                                Drexelius (Bürgermeister)   
 

 
 
 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  
gem. § 2 (1) BauGB) durch Veröffentlichung im 
Usinger Anzeiger am 25.02.2006. 
 
Usingen, den ............................. 
 
                  (Siegel)                                                                         
                                                                                                          
........................................ 
                              Drexelius (Bürgermeister) 

 
BÜRGERBETEILIGUNG 
 
Beteiligung der Bürger am Planverfahren gem.  
§ 3 (1) BauGB durch Anhörung in der Zeit vom 
01.03.2006 bis 03.04.2006 und durch Auslegung 
eines Vorentwurfes nach vorheriger Bekanntma-
chung. 
 
Usingen, den ............................ 
 
                     (Siegel) 
                           
                                ....................................... 
                                Drexelius (Bürgermeister) 
 

 
TRÄGERBETEILIGUNG  
 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange am 
Planverfahren gem. § 4 (1) BauGB mit Anschrei-
ben vom 27.02.2006. 
 
 
Usingen, den …………………….. 
 
                   (Siegel) 
                                         
 
                               ........................................ 
                               Drexelius (Bürgermeister) 
 

 
OFFENLAGE 

Stadtverordnetenbeschluss zur Offenlage  des Bebauungsplanentwurfes einschl. Begründung  
gem. § 3 (2) BauGB  am: 03.07.2006. 
 
Veröffentlichung des Offenlagebeschlusses im Usinger Anzeiger am: 06.11.2006. 
 
Zeitpunkt und Dauer der Offenlage        vom: 15.11.2006 bis: 18.12.2006.          
 
Usingen, den ..................................... 
                                                                      (Siegel) 
                                                                                                            ............................................ 
                                                                                                            Drexelius (Bürgermeister) 
 
 
 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen als Gestal-
tungssatzung gem. § 81 HBO in der Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossen, am: 
19.03.2007. 
 
Usingen, den ............................ 
 
                     (Siegel) 
                                                                                                                                                                             
........................................ 
                                Drexelius (Bürgermeister) 
 

 
SATZUNGSBESCHLUSS 
Als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen, in 
der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am: 19.03.2007. 
 
 Usingen, den ........................ 
 
                     (Siegel) 
                                                                                                                                    
                                                                                                               
...................................... 
                                 Drexelius (Bürgermeister) 
 

 
VERÖFFENTLICHUNG / RECHTSKRAFT 
 
Bekanntmachung des Planes gem. § 10 BauGB / des Satzungsbeschlusses durch Veröffentlichung im 
Usinger Anzeiger am: ............................. 
 
Usingen, den ...................... 
   
                     (Siegel) 
                                                                                                                 ...................................... 
                                                                                                                 Drexelius (Bürgermeister)  
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